
Kohle soll sein. Macht gute Sozialpolitik die Luft rein?

Die Winterluft ist in der letzten Zeit oft schlecht in Polen. Noch sch-
lechter sind die Schlagzeilen, mit denen deutsche Medien das Land be-
denken: „Smog-Hölle Polen!“ (www.nachrichten.de), „Luftverschmutzung
durch Kohle. Polens schwarzer Fluch“ (Rheinische Post) usw. Das aber
ist nur ein Teil des Problems. Der andere heiβt Energiearmut, aber die
erwähnen die Autoren der Skandal-Schlagzeilen so gut wie nie. Doch nur
wenn man sich beider Herausforderungen gleichzeitig annimmt, kann es
besser werden. Das ist mühsam und vor allem teuer.

Ende Februar 2018 fällte der Europäische Gerichtshof ein Urteil, in
dem er Polen Strafen in Millionenhöhe androht. Polen, so heiβt es, un-
ternehme zu wenig gegen die Luftverschmutzung und bräche damit EU-
-Recht. Die erlaubten Konzentrationen von Feinstaub seien zwischen
2007 bis 2015 in fünfunddreiβig Gebieten tageweise überschritten wor-
den. In neun Gebieten wurden die Jahresgrenzwerte regelmäßig nicht
eingehalten.

Smog in Warschau.

Eine Durchschrift des Urteils hätte der EuGH direkt an den amtierenden
EU-Ratsvorsitzenden schicken sollen. Schlieβlich war Donald Tusk genau
in der Zeit polnischer Ministerpräsident. Luftverschmutzung und En-
ergiearmut waren zu seiner Zeit kein oder kaum ein Thema. Den Karren
aus dem Dreck ziehen, und das sehr schnell, müssen seine Nachfolger.

SMOG, ENERGIEARMUT UND WAS POLEN
DAGEGEN TUT
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Morawiecki ist nicht dumm

Das trauen die deutschsprachigen Medien den heute Regierenden jedoch
eindeutig nicht zu. Ebenfalls in dieser Hinsicht unterstellen sie ih-
nen, den „Populisten“, die niedrigsten Beweggründe und die bösesten Ab-
sichten.

So auch der Kommentator der „Salzburger Nachrichten“ (12. Februar
2018). Er schrieb, der polnische Smog sei immerhin „patriotisch“, und
fuhr fort: „»Kohle ist die Basis unseres Energiesektors. Wir können
und wollen sie nicht aufgeben«, betonte der im Dezember neu ins Amt be-
förderte Premier Mateusz Morawiecki und kündigte die Eröffnung von
zwei neuen Kohlenminen an. Noch dümmer ist nur noch Amerikas Präsident
Donald Trump“, so der kluge österreichische Kommentator.

Derweil widmete Polens Ministerpräsident in seiner Regierungserklärung
vom 12. Dezember 2017, auf die sich der Autor bezog, die er aber allem
Anschein nach nie gelesen hat, dem Smogproblem auβergewöhnlich viel
Aufmerksamkeit. Morawiecki sagte:

„In vielen Gegenden Polens, vor allem in Kleinpolen (Region um Krakau
– Anm. RdP), in Oberschlesien, aber auch in Masowien (Region um
Warschau – Anm. RdP) habe ich Landschaften gesehen, die in dichten,
beiβenden Nebel gehüllt waren und Kinder, die auf dem Rückweg von der
Schule einen Mundschutz trugen. Saubere Luft ist eine zivilisatorische
Herausforderung und das Maβ dessen, ob Polen tatsächlich ein entwick-
eltes Land ist.

Ministerpräsident Mateusz Morawiecki verliest seine
Regierungserklärung im Sejm am 12. Dezember 2017.



Luft, Wasser, der Boden gehören nicht nur uns, sondern auch den künfti-
gen Generationen und der Zustand, in dem wir sie ihnen überlassen,
stellt uns ein Zeugnis aus“, so Morawiecki, und weiter:
„Infolge des Smogs sterben jedes Jahr achtundvierzigtausend Polen
vorzeitig und der Rauch, der durch die Verbrennung von Müll in Pri-
vathaushalten entsteht, steigt nicht nur gen Himmel. Er gelangt in
unsere Lungen und in die Lungen unserer Kinder.

Das Smogbekämpfungsprogramm ist zugleich ein Vorhaben zur Unter-
stützung der Ärmsten, die sich keine Wärmedämmung, keine neuen Fenster
und Türen, keine sauberen Brennstoffe leisten können. Nur wenn wir die
Energiearmut beseitigen, werden wir die Lebensqualität aller Polen
verbessern.

Ich möchte mich auch an dieser Stelle bei allen Vorkämpfern für sau-
bere Luft bedanken. Bei den Nichtregierungsorganisationen, den
städtischen Organisationen, die seit einigen Jahren sehr gute Arbeit
leisten.

Sehr wichtig ist hier auch die Arbeit der Kommunen. Sie stehen an
vorderster Front. Eine gute Zusammenarbeit zwischen der Regierung und
den Kommunen ist in diesem Fall von herausragender Bedeutung.“, sagte
Morawiecki.

Damit umschrieb der Ministerpräsident in seiner Regierungserklärung in
vollem Umfang das Problem und die angedachte Lösung.

Not verheizt alles

Auf Energiearmut ist man in Polen erst um das Jahr 2015 aufmerksam ge-
worden. Es war ganz am Ende der Ära Tusk, in der Polen, laut der of-
fiziellen Selbstdarstellung, als ein aufstrebendes, dynamisches, sich
schnell modernisierendes und EU-begeistertes Land zu gelten hatte.
Diese Darstellung wurde von den regierungsnahen Medien äußerst inten-
siv verbreitet, und von den deutschsprachigen Medien gern übernommen.

Die Millionenschar der Verlierer rücksichtsloser Abwicklungen und
zwielichtiger Privatisierungen verschwand dabei fast völlig im Dun-
klen. Ganz im Geiste des damals salonfähig gewordenen „Lumpenliberalis-
mus“, hieβ es, da kann man nichts tun. Diese Menschen seien selbst
schuld an ihrem Schicksal, weil zu unbeholfen, zu faul, trunksüchtig,



nicht anpassungsfähig, kinderreich, zu provinziell um ins Ausland auf
Arbeitssuche zu gehen usw., usf.

Armut in Polen. Selber schuld?

Die Ergebnisse der ersten beiden Untersuchungen zur Energiearmut in
Polen, veröffentlicht Ende 2015, gerade nach dem Regierungswechsel in
Warschau, ergaben ein besorgniserregendes Bild. In den Jahren 2000 bis
2014 stiegen die Erdgaspreise in Polen im Durchschnitt um 6 Prozent
und die Strompreise um 4 Prozent pro Jahr. Die Kohlepreise, lange
Jahre stabil, zogen zwischen 2015 und 2017 um bis zu 30 Prozent an.

Im Jahr 2013 mussten knapp 15 Prozent der Polen, knapp  6 Millionen
Menschen, oft drastisch ihren Energieverbrauch einschränken oder ganz
und gar auf ihn verzichten. Ihre monatlichen Energieausgaben überstie-
gen oft bei Weitem 13 Prozent ihres Einkommens und damit die interna-
tional geltende Grenze zur Energiearmut.

Energiearmut in Polen. Kein Warmwasser, kein Licht, keine



Waschmaschine,

Im Jahr 2017 waren hiervon 12 Prozent der Bevölkerung betroffen, somit
knapp neunhunderttausend weniger. Fachleute führen das auf die gute
Wirtschaftslage und eine neue Sozialleistung zurück: das Kindergeld
von monatlich 500 Zloty (ca. 125 Euro) für jedes zweite und weitere in
der Familie lebende Kind bis 18 Jahre.

Energiearmut bedeutet: kaum oder nicht beheizte, feuchte Wohnräume, in
denen vor allem Kinder und alte Menschen krank werden. Kein Geld um
ausstehende Strom- und Gasrechnungen, Reparaturen an Heizung oder
Stromleitungen in der Wohnung zu bezahlen. Im Extremfall, dauerhaft
gesperrte Energiezulieferung. Kein Warmwasser, kein Licht, keine
Möglichkeit den Kühlschrank, die Waschmaschine, den Herd, Rundfunk,
Fernsehen, das Internet zu nutzen.

Letzteres war 2013 das Schicksal von etwa sechshunderttausend Menschen
in Polen, heute leiden darunter immer noch knapp eine halbe Million
Bürger. Der Rest der von Energiearmut Betroffenen muss seinen Energie-
verbrauch drastisch einschränken. Sie leben bei schlechter Beleuch-
tung, an kalten Tagen oft nur in einem beheizten Raum, sind gezwungen
dickere Straβenkleidung auch zu Hause zu tragen.

Betroffen von diesen Missständen waren im Jahr 2017: 48 Prozent der
Einpersonenhaushalte in Polen, 51 Prozent der Rentnerhaushalte, 47
Prozent der Haushalte auf dem Land, 43 Prozent der Haushalte mit Ein-
familienhäusern, 51 Prozent der Haushalte in Gebäuden, die bis 1960 er-
richtet wurden, 23 Prozent aller Haushalte mit vier und mehr Kindern.

All diese Angaben bleiben leider unerwähnt, wenn sich Berichterstat-
ter, wie z. B. die Korrespondentin des österreichischen „Standard“ (am
1. Dezember 2015), darüber mokieren, dass in Polen „viele alles in den
Ofen stecken, was irgendwie brennt: Haushaltsabfälle, Lumpen, alte Mö-
bel, leere Plastikflaschen“. Dass hier einem Umweltproblem ein groβes
soziales Problem zugrunde liegt, die Armut, erfahren die Leser solcher
Berichte nicht.

Umwelt schonen, sozialen Frieden wahren

Es ist ein schnelles und zugleich sehr bedachtes Handeln erforderlich,



und manches wird noch lange so bleiben wie es ist. Beispiel Warschau.

Die Stadt wird seit einigen Jahren im Winter immer wieder von einer
Smogglocke umhüllt, was deutsche Korrespondenten stets zum Anlass neh-
men gegen ihren Feind Nummer Eins zu wettern – die polnische Steinkoh-
le.

Derweil gibt es in der Stadt kaum Hausbrand, gut 95 Prozent der
Haushalte sind an die Fernwärme angeschlossen. Es gibt nur wenige Koh-
leöfen, viele Haushalte  ohne Fernwärme heizen mit Gas oder Strom, was
im Winter monatlich pro Haushalt mit bis zu 2.000 Zloty (ca. 500 Euro)
zu Buche schlägt. Ein für polnische Verhältnisse enormer Betrag, weswe-
gen die etwa fünfzigtausend betroffenen Warschauer nicht müde werden
lauthals den Anschluss an die Fernwärme zu fordern.

Autoverkehr in Warschau.

Smogverursacher in Warschau sind Auspuffabgase. Sie hängen über der
Stadt, weil die Verwaltung der seit 2006 regierenden Stadtpräsidentin,
und bis vor kurzem noch stellvertretenden Vorsitzenden der Tusk-Partei
Bürgerplattform, Hanna Gronkiewicz-Waltz, massenweise Baugenehmigungen
vergeben hat für Gebiete, die zuvor als Durchlüftungsschneisen dien-
ten. Früher brachten Winde durch diese Schneisen frische Luft in die
Stadt, jetzt prallen sie an der Hochhausbebauung ab.



Alte Autos überwiegen. Neuere sind den meisten Polen zu
teuer.

Anfang 2018 waren in Polen knapp 22 Millionen Personenkraftwagen zuge-
lassen. Ihr Durchschnittsalter betrug 15 Jahre (in Deutschland 9
Jahre). In ärmeren Gegenden lag der Prozentsatz noch höher: Woiwod-
schaft Westpommern mit Stettin knapp 18 Jahre, Woiwodschaften Ermland--
Masuren und Lublin gut 16 Jahre.

Bei der in Polen geltenden Einkommenssituation (siehe „Wieviel verdie-
nen die Polen“) können sich die meisten kein Auto leisten, das mehr
als umgerechnet 2.500 bis 3.000 Euro kostet und das oft auch nur auf
Kredit. Dabei ist ein eigener Wagen längst kein Luxusgut mehr in
Polen, sondern ein unabdingbares, überlebenswichtiges Hilfsmittel.

Die Wege zur Arbeit sind länger geworden. Nur mit dem Auto kommt man,
sowohl in den Groβstädten, wie in der Provinz, in die billigen Super-
märkte, auf die Millionen von Kleinverdienern angewiesen sind. Ein so-
fortiges Einfuhr- oder Fahrverbot für alte Pkw, und darunter sind
viele Dieselautos, würde diesen Menschen den Boden ihrer Existenz un-
ter den Füβen (Rädern) wegziehen und den Weg frei machen für soziale
Unruhen, denen keine Regierung gewachsen wäre.

Pauschale Verbote kommen also nicht in Frage. Der einzige Weg in die-
sem Fall, so die Regierung, führt über technische Kontrollen. Vor
allem soll jenen das Handwerk gelegt werden, die, um zu sparen, in
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ihren Dieselfahrzeugen kaputte Partikelfilter ausbauen ohne sie durch
neue zu ersetzen. Das soll in Polen endlich geahndet werden, wie in
Deutschland oder Österreich, wo für das Fahren ohne Partikelfilter
Geldbuβen von 1.000 bzw. 3.500 Euro drohen.

Womit heizen die Polen?

Auβerhalb Warschaus jedoch verpestet zweifelsohne der Hausbrand die
Luft am meisten. Von den 14,2 Millionen polnischen Haushalten wurden
2018 immer noch etwa 5,5 Millionen Haushalte mit Kohleöfen beheizt.
Lediglich ungefähr einhunderttausend von ihnen entsprachen den ver-
schärften Emissionsgrenzwerten, die beispielsweise seit 2010 in
Deutschland gelten. Der Austausch der verbliebenen Kohleöfen dürfte um
die 80 Milliarden Zloty (ca. 20 Milliarden Euro) kosten. Dies ent-
spricht einem Fünftel der jährlichen polnischen Staatsausgaben.

Es wird also eine Weile dauern. Deswegen dürfen, bei begründetem Ver-
dacht, Polizeibeamte und Beamte des städtischen Ordnungsamtes Ofenanla-
gen in den Haushalten kontrollieren. Auf die Verbrennung von Müll ste-
ht eine Geldstrafe von 500 Zloty (ca. 125 Euro). Kommt es zu einer
Anzeige, kann sich die Strafe verzehnfachen.

Ofenkontrolle.

Allein in Kraków gab es im November 2017 gut dreitausend solcher Kon-
trollen. Es wurden 25 Buβgelder wegen Müllverbrennung verhängt.



In Katowice ist eine „Riechdrohne“ regelmäβig über den Dächern unter-
wegs. Konstruiert von Wissenschaftlern der dortigen Technischen Univer-
sität

„Riechdrohne“ im Einsatz. Katowice im Win-
ter 2017/2018.

„inhaliert“ sie den Rauch aus dem Schornstein und übermittelt die Dat-
en an einen im Polizeiauto installierten Computer. Die Beamten verhän-
gen umgehend Buβgelder.

Auβerdem gilt ab dem 1. September 2017 ein Verkaufs- und Verbren-
nungsverbot für Kohleschlamm und Ballastkohle, schwefelhaltige Abfall-
bzw. Nebenprodukte der Steinkohleförderung. Weil sich weite Trans-
portwege nicht lohnten, wurden sie nur in der Bergbauregion Oberschle-
sien für billiges Geld (100 bis 300 Zloty pro Tonne, ca. 25 bis 75 Eu-
ro) verkauft und verpesteten die dortige Luft ungemein.



Mit Kohleschlamm wird nicht mehr geheizt.

Zum Vergleich (Preise vom Februar 2018): 1 Tonne Kohlengrus kostete
560 bis 650 Zloty pro Tonne (ca. 140 bis 160 Euro), Erbsenkohle bis zu
1.100 Zloty pro Tonne (ca. 270 Euro), Koks 1.300 Zloty pro Tonne (ca.
320 Euro), Steinkohlebriketts 700 Zloty pro Tonne (ca. 170 Euro). Mit
Kohle heizen 70 Prozent aller Haushalte, die nicht an die Fernwärme
angeschlossen sind.

Plakat: „Ich achte meine Nachbarn. Ich verbrenne keine
Abfälle“.



Plakat: „Müllverbrennen
tötet“.

Holzpellets bis zu 1.000 Zloty pro Tonne (ca. 250 Euro). Mit ihnen
heizen 4 Prozent der Haushalte ohne Fernwärme.

Ein Kubikmeter Erdgas kostete den Haushalt 2 Zloty (ca. 0,50 Euro).
Mit Gas heizen 13 Prozent der Haushalte ohne Fernwärme.

Plakat: „Müllverbrennen im
häuslichen Ofen vergiftet
und ruiniert“.

 

 



 

Heizöl spielt in Polen bei der Beheizung von Privathaushalten eine
geringe Rolle, weil es die teuerste Variante von allen ist, beginnend
mit dem Kauf und Einbau der Anlage. Ein Liter Heizöl kostete im Fe-
bruar 2018 um die 3,30 Zloty pro Liter (ca. 0,80 Euro) und war um etwa
0,20 Euro teuer als in Deutschland.

Plakat: „Der Ofen ist kein
Mülleimer“.

Nur knapp 2 Prozent der Haushalte ohne Fernwärme heizen elektrisch.
Auch hier sind die Kosten hoch. Um sie zu senken und die Abnehmer zu
einem Umstieg auf Elektrowärme zu ermuntern, haben, auf Geheiβ der
Regierung, polnische Stromanbieter im Winter 2017 auf 2018 den Antis-
mog-Tarif eingeführt. Zwischen 22 und 6 Uhr ist der Strom für diese
Kunden um bis zu 90 Prozent billiger.

Plakat: „Verbrenne keinen



Müll, wenn du Kinder lieb-
st“.

Die Stromanbieter hoffen, dadurch die Nachtauslastung der Kraftwerke,
die heruntergefahren werden müssen, zu erhöhen und so Kosten zu
sparen.

Die Umrüstung hat begonnen

Im Oktober 2017 ist eine wichtige Verordnung in Kraft getreten. Ab dem
1. Juli 2018 dürfen nur noch modernste Öfen, die maximal bis zu 60 Mil-
ligramm Feinstaub pro Kubikmeter Luft ausstoβen, verkauft und montiert
werden. Zum Vergleich: die im Volksmund „kopciuch“ („Stinker“) genann-
ten einfachen Heizöfen produzieren bis zu 1.000 Milligramm Feinstaub
pro Kubikmeter und bis zu fünfzig Mal mehr CO2. Bis 2026 müssen alle
„Stinker“ beseitigt sein.

Ein typischer „kopciuch“, „Stinker“.

Seit Januar 2016 dürfen Woiwodschaftsparlamente in den einzelnen Prov-



inzen Einschränkungen bei der Verbrennung von Heizmaterial verhängen.
In Kleinpolen (Krakau), Oberschlesien und in der Woiwodschaft Opole
(Oppeln) wurden solche Beschränkungen inzwischen eingeführt. Sie sehen
vor allem die Beseitigung aller „Stinker“ bis 2022 vor.

Die Städte Kraków, Gdańsk und Warschau bezuschussen inzwischen die Um-
stellung mit 50 bis 90 Prozent der Kosten, die sich auf bis zu 15.000
Zloty (ca. 3.700 Euro) belaufen: den Kaufpreis eines neuen Ofens, den
Abbau des alten und den Umbau des Schornsteins.

Muss alle „Stinker“ ersetzen. Ein moderner,
emissionsarmer Kohleofen der sogenannten
fünften Generation.

Gleichzeitig läuft das staatliche Umstellungsprogramm auf moderne Öfen
„Kawka“ („Dohle“). In zwei Jahren (2016 und 2017) verschwanden in
sechzig Städten für knapp 700 Millionen Zloty nicht ganz 35.000 „Stink-
er“.

Wer soll das bezahlen?

Am 22. Februar 2018, kurz nachdem der Europäische Gerichtshof sein
Urteil in Sachen Smogbekämpfung in Polen gesprochen hatte, stellte
sich Ministerpräsident Morawiecki in Warschau vor die Medien:

„Ich habe nicht vor“, sagte Morawiecki, „das Smogproblem so anzugehen,
dass es im Herbst aufkommt, im Winter hochkocht und dann bis zum näch-
sten Spätherbst in Vergessenheit gerät“.



Danach stellte er das Nationale Smogbekämpfungsprogramm vor, welches
vierzehn Maβnahmen umfasst. Vom erwähnten Ofenaustausch bis 2026, über
neue Kohle-Qualitätsnormen, erhebliche Wärmedämmungszuschüsse bis hin
zu einem umfangreichen Vorhabenkatalog in Sachen Elektroautos- und
Busse (Elektromobilität).

Das Antismog-Projekt soll überwiegend aus der Plastik-
tütenabgabe finanziert werden.

Allein für 2018 und 2019 sind hierfür 1,5 Milliarden Zloty (ca. 370
Mlo. Euro) vorgesehen. Finanzieren will Morawiecki das Antismog-Pro-
jekt überwiegend aus der Plastiktütenabgabe. Ab dem 1. Januar 2018
zahlen Kunden in Polen für Tüten, die sie im Supermarkt an der Kasse
oder im Geschäft an der Theke bekommen, mindestens 0,2, maximal 1 Zlo-
ty, wovon der Staat 0,2 Zloty (ca. 0,04 Euro) an sogenannter Recyclin-
gabgabe kassiert.

Polen macht also ernst mit der Smogbekämpfung. Die Zeit drängt.

Die Sache mit der Steinkohle

Modernste Verbrennungstechnologien erlauben heute eine beinahe emis-
sionsfreie Verstromung der Steinkohle. Diesen Weg will und wird Polen
gehen. Steinkohle ist und bleibt ein wichtiger Bestandteil der pol-
nischen Energie- aber auch Wirtschafts- und Sozialpolitik. Worum es im
groβen und ganzen geht, das legte Ministerpräsident Morawiecki in sein-
er Regierungserklärung dar:

„Die Kohle ist heute die Grundlage unserer Energiewirtschaft. Wir kön-



nen und wir wollen auf Kohle nicht verzichten. Das sind wichtige,
beruhigende Feststellungen für Oberschlesien und das Dombrowaer Kohlen-
becken, aber auch für ganz Polen.

„Die Kohle ist heute die Grundlage unserer En-
ergiewirtschaft“.

Wir planen sehr langfristig einen Umbau in diesen beiden benachbarten
Regionen. Modernste, umweltschonende Kohletechnologien gepaart mit ein-
er Ansiedlung anderer moderner Hochtechnologien. Ich bin sehr froh
darüber, dass die wichtigsten Gewerkschaftsgremien der beiden Regionen
unser Programm akzeptiert haben.

Wir müssen uns aber gleichzeitig um erneuerbare Energiequellen in
Polen kümmern. Doch das ideologische Denken in dieser Angelegenheit
lehnen wir rundweg ab. Die Rechnung muss stimmen. Mehr Nutzen, nicht
mehr Kosten für die Menschen.

Mehr Nutzen bedeutet auch mehr Energiesicherheit für unser Land. Recht
und Gerechtigkeit lag und liegt die Energiesicherheit Polens sehr am
Herzen. Das ist die Bedingung für unsere Unabhängigkeit.

Wir sind ihr ein groβes Stück näher gekommen, dank dem Flüssiggas-Ter-
minal in Świnoujście (Swinemünde – Anm. RdP). Er wäre nicht entstan-
den, ohne den hartnäckigen politischen Einsatz von Staatspräsident
Lech Kaczyńskis. Unsere Abhängigkeit von Gaseinfuhren aus Russland ver-
ringert sich, und wir können davon ausgehen, dass es sie nach 2022
überhaupt nicht mehr geben wird.



Wir bauen unsere Gasinfrastruktur aus, um Polen in ein Drehkreuz der
Gasversorgung in unserer Region zu verwandeln. Deswegen bauen wir an
der Gasverbindung aus Norwegen, über Dänemark, zu uns, an der sogenann-
ten Baltic Pipe.

Unsere Aufgabe ist es, diese Vorhaben erfolgreich zu Ende zu bringen,
und so die Energieunabhängigkeit Polens zu gewährleisten bei niedrigen
CO2-Emissionen. Daher rührt unsere positive Einstellung zur Atomen-
ergie. (Polen hat bis jetzt kein einziges AKW – Anm. RdP).“

Lesenswert: „Blaue Kohle Chance für Polen. Neuer Brennstoff soll Armen
und dem Bergbau helfen“.
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